
 

Amt Barnim-Oderbruch  
Gemeinde Neutrebbin 
 
B E K A N N T M A C H U N G 
 
Die Gemeindevertretung Neutrebbin hat folgende Beschlüsse gefasst: 
 
öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung Neutrebbin vom 27.05.2010: 
 
Beschluss Nr: GV Ntr/20100527/Ö12 
 Beschluss: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Neutrebbin beschließt: 
1. Die eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurden geprüft und deren Behandlung entsprechend 
den jeweiligen Empfehlungen in den jeweiligen Abwägungstabellen (Anlagen 1) 
beschlossen.  

2.  Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die Stellungnahmen 
abgegeben haben, sind von dem Ergebnis der Abwägung nach Ziff. 1. mit Angabe der 
Gründe zu unterrichten. Die nicht berücksichtigten Stellungnahmen sind bei der Vorlage 
der 3. Änderung des Flächennutzungsplans zur Genehmigung mit einer Stellungnahme 
beizufügen. 

3. Die 3. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Neutrebbin wird in der 
vorliegenden Fassung vom 22.04.2010 beschlossen. Die Begründung einschließlich 
Umweltbericht mit Stand 22.04.2010 wird gebilligt. 

4. Die 3. Änderung des Flächennutzungsplans ist der höheren Verwaltungsbehörde mit 
dem Antrag auf Genehmigung vorzulegen. Die Erteilung der Genehmigung ist alsdann     
ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist auch anzugeben, wo der Plan mit der 
Begründung und der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB während 
der Dienststunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. Mit 
der Bekanntmachung wird die 3. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde 
Neutrebbin wirksam. 

Beschlussfähigkeit:      Mitglieder:      13        davon anwesend: ..10 
davon wegen Mitwirkungsverbot nach § 22 der BbgKVerf ausgeschlossen: ....0...... 
Abstimmungsergebnis:     Dafür: .......10.......   Dagegen: ......0..... Enthaltung: .....0......... 
 
Beschluss Nr: GV Ntr/20100527/Ö13 
 Beschluss: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Neutrebbin beschließt: 
1. Die eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
wurden geprüft und deren Behandlung entsprechend den jeweiligen Empfehlungen in 
den jeweiligen Abwägungstabellen (Anlagen 1 und 2) beschlossen. 

 
2.  Die Behörden und Träger öffentlicher Belange, die im Rahmen der Beteiligung eine 

Stellungnahme abgegeben haben sowie die Personen, die im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung eine Stellungnahme abgegeben haben, sind über das Ergebnis 
der Abwägung durch die Möglichkeit zur Einsichtnahme bzw. Mitteilung zu 
informieren. 



 

3. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 03 „Sondergebiet Photovoltaik Alttrebbin“ 
der Gemeinde Neutrebbin wird als Satzung beschlossen. Die Begründung einschließlich 
Umweltbericht mit Stand 22.04.2010 sowie die sonstigen Planungsunterlagen werden 
gebilligt. 

4. Der Bebauungsplan ist der höheren Verwaltungsbehörde mit dem Antrag auf 
Genehmigung vorzulegen. Die Erteilung der Genehmigung ist alsdann ortsüblich 
bekannt zu machen. Dabei ist anzugeben, wo der Plan mit der Begründung und der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB während der Dienststunden 
eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 

Beschlussfähigkeit:      Mitglieder:      13        davon anwesend: ..10 
davon wegen Mitwirkungsverbot nach § 22 der BbgKVerf ausgeschlossen: ...0....... 
Abstimmungsergebnis:     Dafür: ....10..........   Dagegen: .......0.... Enthaltung: ......0........ 
 
Beschluss Nr: GV Ntr/20100527/Ö14 
 Beschluss: 
Die Gemeindevertretung Neutrebbin beschließt: 
1. Der Planentwurf der 2. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Neutrebbin 

wird in der vorliegenden Fassung beschlossen. Der Entwurf der Begründung vom 22. 
April 2010 einschließlich Umweltbericht selben Datums wird gebilligt. 

2. Der Entwurf des Flächennutzungsplans und der Begründung mit Umweltbericht 
einschließlich der wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen sind nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die beteiligten 
Träger öffentlicher Belange von der Auslegung zu benachrichtigen. Ort und Dauer der 
Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, sind mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt zu machen. Es 
ist darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben 
werden können, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.   

3. Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, zu dem Planentwurf und zu dem Begründungsentwurf einzuholen. 

Beschlussfähigkeit:      Mitglieder:      13        davon anwesend: ..10 
davon wegen Mitwirkungsverbot nach § 22 der BbgKVerf ausgeschlossen: ....0...... 
Abstimmungsergebnis:     Dafür: .......10.......   Dagegen: .......0.... Enthaltung: ......0........ 
 
Beschluss Nr: GV Ntr/20100527/Ö15 
 Beschluss: 
1. Der Planentwurf des Bebauungsplans Nr. 04 „Sondergebiet Energiegewinnung aus 

Biomasse“ Wuschewier der Gemeinde Neutrebbin wird in der vorliegenden Fassung 
beschlossen. Der Entwurf der Begründung vom 22. April 2010  einschließlich 
Umweltbericht selben Datums wird gebilligt. 

2. Der Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung mit Umweltbericht 
einschließlich der wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen sind nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die beteiligten 
Träger öffentlicher Belange von der Auslegung zu benachrichtigen. Ort und Dauer der 
Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, sind mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt zu machen. Es 
ist darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben 
werden können, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der 



 

Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können und dass 
ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend wurden, aber hätten geltend gemacht werden 
können.   

3. Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, zu dem Planentwurf und zu dem Begründungsentwurf einzuholen. 

 Beschlussfähigkeit:      Mitglieder:     13         davon anwesend: ..10 
davon wegen Mitwirkungsverbot nach § 22 der BbgKVerf ausgeschlossen: .....0..... 
Abstimmungsergebnis:     Dafür: .....10.........   Dagegen: .....0...... Enthaltung: ......0........ 
 
Beschluss Nr: GV Ntr/20100527/Ö16 
 Beschluss: 
Die Gemeindevertretung Neutrebbin beschließt:  
1. Die eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
wurden geprüft und deren Behandlung entsprechend den jeweiligen Empfehlungen in 
den jeweiligen Abwägungstabellen (Anlagen 1) beschlossen.  

2.  Die Personen, die im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung eine Stellungnahme 
abgegeben haben, sind von dem Ergebnis der Abwägung nach Ziff. 1. mit Angabe der 
Gründe zu unterrichten. 

3. Die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Neutrebbin wird 
beschlossen. 

4. Die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes ist der höheren Verwaltungsbehörde zur 
Genehmigung vorzulegen.  

Beschlussfähigkeit:      Mitglieder:       13       davon anwesend: .. 
davon wegen Mitwirkungsverbot nach § 22 der BbgKVerf ausgeschlossen: .......... 
Abstimmungsergebnis:     Dafür: ..............   Dagegen: ........... Enthaltung: .............. 
 
Beschluss Nr: GV Ntr/20100527/Ö17 
 Beschluss: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Neutrebbin beschließt: 
1. Die eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
wurden geprüft und deren Behandlung entsprechend den jeweiligen Empfehlungen in 
den jeweiligen Abwägungstabellen (Anlagen 1) beschlossen. 

2.  Die Behörden und Träger öffentlicher Belange, die im Rahmen der Beteiligung eine 
Stellungnahme abgegeben haben, sind über das Ergebnis der Abwägung durch die 
Möglichkeit zur Einsichtnahme bzw. Mitteilung zu informieren. 

3. Der Bebauungsplan Nr. 02 „Biogasanlage Altlewin“ der Gemeinde Neutrebbin wird als 
Satzung beschlossen. 

4. Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Gemeinde ist ortsüblich 
bekanntzumachen. Der Bebauungsplan ist mit der Begründung und der umfassenden 
Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden 
und aus welchen Gründen der Plan nach der Abwägung mit den geprüften, in Betracht 
kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, zu jedermanns 
Einsicht bereits zu halten. 

 



 

  
Beschlussfähigkeit:      Mitglieder:     13         davon anwesend: ..10 
davon wegen Mitwirkungsverbot nach § 22 der BbgKVerf ausgeschlossen: .....0..... 
Abstimmungsergebnis:     Dafür: ....10..........   Dagegen: .....0...... Enthaltung: ......0..... 
 
Beschluss Nr: GV Ntr/20100527/Ö18 
 Beschluss: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Neutrebbin beschließt, dass der Firma Vattenfall 
Europe Mining AG, mit Sitz in 03050 Cottbus, Vom-Stein-Straße 39, eingetragen beim 
Amtsgericht Cottbus im Handelsregister in der Abteilung B unter der Nummer HRB 3326, 
sowie durch sie beauftragte Dritte (sowohl Privatpersonen, als auch Firmen) das Betreten der 
gemeindeeigenen Grundstücke der Gemeinde Neutrebbin, einzeln aufgeführt in der 
Anlage untersagt wird.  
Dies gilt insbesondere für die Erkundungsmaßnahmen zur Verpressung von Kohlendioxid im 
Rahmen der CCS Technologie, aber auch für das Aufsuchen des Bodenschatzes „Sole“. 
Die Untersagung gilt nur, soweit nicht ein Betretungsrecht hinsichtlich der in den Anlagen 
genannten Grundstücke aufgrund spezieller rechtlicher Normen (z. B. § 12 Absatz 1 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, § 14 Brandenburgisches Straßengesetz) 
gestattet werden muss. 
Beschlussfähigkeit:      Mitglieder:       13       davon anwesend: ..10 
davon wegen Mitwirkungsverbot nach § 22 der BbgKVerf ausgeschlossen: ....0...... 
Abstimmungsergebnis:     Dafür: .......10.......   Dagegen: ......0..... Enthaltung: ....0.... 
 
Beschluss Nr: GV Ntr/20100527/N23 
 Beschluss: 
Die Gemeindevertretung Neutrebbin beschließt Vertragsangelegenheiten. 
Beschlussfähigkeit:      Mitglieder:    13          davon anwesend: ..10 
davon wegen Mitwirkungsverbot nach § 22 der BbgKVerf ausgeschlossen: ....0...... 
Abstimmungsergebnis:     Dafür: .......10.......   Dagegen: .....0...... Enthaltung: ......0........ 
 
 
 
 
 


